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Ergänzende Bestimmungen zur AVBWasserV

I. Vertragsabschluss (§ 2 AVBWasserV)

1. Das Wasserversorgungsunternehmen schließt den Versorgungsvertrag mit dem Eigentü-
mer oder Erbbauberechtigten des zu versorgenden Grundstücks ab.

2. In Ausnahmefällen kann der Vertrag auch mit dem Nutzungsberechtigten des Grundstücks
- Mieter, Pächter, Nießbraucher - abgeschlossen werden, wenn der Eigentümer oder Erb-
bauberechtigte sich zur Erfüllung des Vertrages mitverpflichtet.

3. Steht das Eigentum an dem versorgten Grundstück einer Gemeinschaft von Wohnungsei-
gentümern im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes zu, so wird der Versorgungsvertrag
mit dem Verband der Wohnungseigentümer abgeschlossen.

4. Steht das Eigentum an dem versorgten Grundstück mehreren Personen gemeinschaftlich
zu (Gesamthandseigentum und Miteigentum nach Bruchteilen), wird der Versorgungsvertrag
mit der Eigentümergemeinschaft abgeschlossen. Jeder Eigentümer haftet als Gesamtschuld-
ner.

Die Eigentümergemeinschaft verpflichtet sich, eine Person zu bevollmächtigen, alle Rechts-
geschäfte, die sich aus dem Versorgungsvertrag ergeben, mit Wirkung für und gegen alle Ei-
gentümer mit dem Wasserversorgungsunternehmen abzuschließen und personelle Änderun-
gen, die die Haftung der Eigentümer berühren, dem Wasserversorgungsunternehmen unver-
züglich mitzuteilen.

Wird ein Vertreter nicht benannt, so sind die an einen Eigentümer abgegebenen Erklärungen
des Wasserversorgungsunternehmens auch für die übrigen Eigentümer rechtswirksam.

II. Baukostenzuschuss (§ 9 AVBWasserV)

1. Für den Anschluss an das Wasserversorgungsnetz ist ein Baukostenzuschuss zu zahlen.
Der Baukostenzuschuss beträgt 70% der ansetzbaren Kosten.

2. Der Baukostenzuschuss bemisst sich nach der Straßenfrontlänge des anzuschließenden
Grundstücks. Für jeden Anschluss werden mindestens 15 Meter Straßenfrontlänge der Be-
rechnung des Baukostenzuschusses zugrunde gelegt. Bei Grundstücken, die an zwei oder
mehrere öffentliche Straßen angrenzen, gilt als Frontlänge die halbe Summe aller an öffentli-
chen Straßen angrenzenden Frontlängen des anzuschließenden Grundstücks.

3. Für den Hausanschluss einer außerhalb der geschlossenen Ortslage oder eine durch
rechtskräftigen Bebauungsplan ausgewiesenen Bebauungsgebietes befindlichen Kundenan-
lage wird der Baukostenzuschuss nach den jeweiligen Verhältnissen festgelegt.

III. Hausanschluss (§ 10 AVBWasserV)

1. Jedes Grundstück, das eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet, bzw. jedes Ge-
bäude, dem eine eigene Hausnummer zugeteilt ist, ist über einen eigenen Hausanschluss an
das Wasserversorgungsnetz anzuschließen, soweit keine berechtigten Interessen des An-
schlussnehmers entgegenstehen.
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2. Die Herstellung sowie Veränderungen des Hausanschlusses auf Veranlassung des An-
schlussnehmers sind unter Verwendung der Antragsformulare des Wasserversorgungsunter-
nehmens zu beantragen.

3. Der Anschlussnehmer bezahlt dem Wasserversorgungsunternehmen die Kosten für die
Herstellung des Hausanschlusses nach den im Preisblatt zu den Ergänzenden Bestimmun-
gen veröffentlichten Pauschalsätzen.

Gesondert in Rechnung gestellt werden:
a. öffentliche Gebühren und Abgaben sowie Entschädigungen an Dritte, die durch den

Hausanschluss bedingt sind;
b. nicht voraussehbare Mehrkosten, z. B. bei anormalen Bau- oder Bodenverhältnissen,

Aufriss und Wiederherstellung von Straßenoberflächen oder infolge anderer Erschwer-
nisse während der Bauarbeiten;

c. Kosten für Arbeiten, die auf besonderen Wunsch des Kunden geleistet werden.

4. Der Anschlussnehmer bezahlt dem Wasserversorgungsunternehmen die Kosten für Ver-
änderungen des Hausanschlusses, die durch eine Änderung oder Erweiterung seiner Kun-
denanlage erforderlich oder aus anderen Gründen von ihm veranlasst werden, nach tatsäch-
lichem Aufwand.

5. Für provisorische Anschlüsse werden die Kosten nach tatsächlichem Aufwand berechnet.

6. Nach Beendigung des Versorgungsvertrages ist das Wasserversorgungsunternehmen be-
rechtigt, die Hausanschlussleitung abzutrennen.

IV. Fälligkeit

Der Baukostenzuschuss und die Hausanschlusskosten werden zu dem vom Wasserversor-
gungsunternehmen angegebenen Zeitpunkt, frühestens jedoch zwei Wochen nach Zustel-
lung der Zahlungsaufforderung fällig. Von der Bezahlung des Baukostenzuschusses und der
Hausanschlusskosten ist die erstmalige Inbetriebsetzung der Kundenanlage abhängig.

V. Wirtschaftliche Unzumutbarkeit

Zahlungspflichten zur Ausräumung einer eventuell bestehenden wirtschaftlichen Unzumut-
barkeit des Anschlusses und/oder der Versorgung bleiben von den Ziffern II. und III. unbe-
rührt.

VI. Inbetriebsetzung (§ 13 AVBWasserV)

Die Kosten für jede Inbetriebsetzung der Kundenanlage werden nach den im Preisblatt zu
den Ergänzenden Bestimmungen veröffentlichten Pauschalsätzen abgerechnet.

Sind diesem Betrag übersteigende Aufwendungen für eine Inbetriebsetzung zu machen, die
das Wasserversorgungsunternehmen nicht zu vertreten hat, so werden diese gesondert in
Rechnung gestellt.

Ist eine beantragte Inbetriebsetzung der Kundenanlage aufgrund festgestellter Mängel an
der Anlage nicht möglich, so zahlt der Anschlussnehmer hierfür sowie für alle etwaigen wei-
teren vergeblichen Inbetriebsetzungen jeweils den gleichen Betrag.
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VII. Wasserabgabe für Bau- oder sonstige vorübergehende Zwecke
(§ 22 AVBWasserV)

Standrohre zur Abgabe von Bauwasser oder für andere vorübergehende Zwecke werden
nach Maßgabe der hierfür vom Wasserversorgungsunternehmen vorgesehenen Bestimmun-
gen (Mietvertrag) vermietet.

VIII. Ablesung und Abrechnung
(§§ 20, 24 und 25 AVBWasserV)

Zählerablesung und Abrechnung erfolgen grundsätzlich in 12 monatlichen Abständen. Das
Wasserversorgungsunternehmen erhebt monatliche Abschlagszahlungen. Den Termin der
Ablesung und Abrechnung bestimmt das Wasserversorgungsunternehmen.

IX. Zahlungsverzug, Einstellung und Wiederaufnahme der Versorgung
(§§ 27, 33 AVBWasserV)

Die Kosten aus Zahlungsverzug, einer Einstellung der Versorgung sowie der Wiederauf-
nahme der Versorgung sind nach den im Preisblatt zu den Ergänzenden Bestimmungen ver-
öffentlichten Pauschalsätzen zu bezahlen.

X. Auskünfte

Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt, dem zuständigen Abwasserentsor-
gungspflichtigen für die Berechnung der Schmutzwassergebühren die festgestellte Menge
des Frischwasserbezugs des Kunden mitzuteilen. Dies gilt insbesondere im Betriebsfüh-
rungsverhältnis zwischen den Entsorgungsbetrieben Speyer und der Stadtwerke Speyer
GmbH.

XI. Datenschutz

Der Netzbetreiber erhebt, verarbeitet und nutzt personenbezogene Daten des Kunden (insbe-
sondere die Angaben des Anschlussnehmers/ Anschlussnutzers im Zusammenhang mit dem
Vertragsschluss) zur Begründung, Durchführung oder Beendigung des Netzanschluss-/An-
schlussnutzungsverhältnisses nach Maßgabe der datenschutzrechtlichen Bestimmungen.

XII. Hinweis zum Streitbeilegungsverfahren

Energieversorgungsunternehmen und Messstellenbetreiber (Unternehmen) sind verpflichtet,
Beanstandungen von Verbrauchern im Sinne des § 13 BGB (Verbraucher) insbesondere zum
Vertragsabschluss oder zur Qualität von Leistungen des Unternehmens (Verbraucherbe-
schwerden), die den Anschluss an das Versorgungsnetz, die Belieferung mit Energie oder die
Messung der Energie betreffen, im Verfahren nach § 111a EnWG innerhalb einer Frist von
vier Wochen ab Zugang beim Unternehmen zu beantworten. Fragen und Verbraucherbe-
schwerden bitten wir zu richten an: per Post an Stadtwerke Speyer GmbH, Beschwerdema-
nagement, Georg-Peter-Süß-Straße 2, 67346 Speyer oder per E-Mail an feed-
back@sws.speyer.de oder per Fax an 06232 625 48 1222 oder telefonisch unter 06232 625
1222.
Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle nach § 111b EnWG zur Durchführung
eines Schlichtungsverfahrens anzurufen, wenn das Unternehmen der Beschwerde nicht inner-
halb der Bearbeitungsfrist abgeholfen hat oder erklärt hat, der Beschwerde nicht abzuhelfen.
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§ 14 Abs. 5 VSBG bleibt unberührt. Das Unternehmen ist verpflichtet, an dem Verfahren bei
der Schlichtungsstelle teilzunehmen. Die Einreichung einer Beschwerde bei der Schlichtungs-
stelle hemmt die gesetzliche Verjährung gemäß § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB. Das Recht der Be-
teiligten, die Gerichte anzurufen oder ein anderes Verfahren (z.B. nach dem EnWG) zu bean-
tragen, bleibt unberührt.

Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit: Schlichtungsstelle Energie e.V., Fried-
richstraße 133, 10117 Berlin, Telefon: +49 (0) 30/2757240–0, Telefax: 030/2757240-69, E-
Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de; Homepage: www.schlichtungsstelle-energie.de
Allgemeine Informationen zu Verbraucherrechten sind erhältlich über den Verbraucherservice
der Bundesnetzagentur für den Bereich Elektrizität und Gas, Postfach 8001, 53105 Bonn, Te-
lefon: 030/ 22480-500 oder 01805 101000 (Mo.-Fr. 9:00 Uhr - 12:00 Uhr), Telefax: 030/ 22480-
323, E-Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de.

XIII. Inkrafttreten

Die Ergänzenden Bestimmungen treten mit Wirkung vom 01.02.2017 in Kraft.


